% Bundesnetzagentur

Beschlusskammer 8

Aktenzeichen: BK8-22/00698-01

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG, § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2
i.V.m.§4 Abs. 4S.1 Nr. 1aund § 5 ARegV

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos 2021 und der Verteilung durch
Zu- und Abschlage auf die Erldsobergrenzen der Kalenderjahre 2024 bis 2026

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch den Vorsitzenden Karsten Bourwieg,
die Beisitzerin Dr. Ursula Heimann
und den Beisitzer Wolfgang Wetzl,

auf Antrag der TraveNetz GmbH, Geniner Stral3e 80, 23560 Libeck, vertreten durch
die Geschaftsfihrung,

- Antragstellerin -
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am 10.10.2024 beschlossen:

1. Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin fur das Jahr 2021 sowie
die Verteilung durch Zu- bzw. Abschlage auf die kalenderjahrlichen Erl6s-
obergrenzen der Kalenderjahre 2024 bis 2026 werden gemal Anlage 1
dieses Beschlusses genehmigt. Im Ubrigen wird der Antrag abgelehnt.

2. Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG.
Griinde

Die Antragstellerin hat mit Erhebungsbogen, Ubermittelt iber das Energiedatenpor-
talam 16.12.2022, einen Antrag auf Genehmigung der Zu- bzw. Abschlage aus dem
Regulierungskonto des Jahres 2021 gemall § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 Abs. 3
ARegV gestellt.

Die Beschlusskammer hat der Antragstellerin gemaR § 67 Abs. 1 EnWG mit Schrei-
ben vom 17.07.2024 Gelegenheit gegeben, sich zu der beabsichtigten Entschei-
dung der Beschlusskammer zu duRern. Die Antragstellerin hat unter anderem mit

Schreiben vom 13.09.2024 Stellung genommen.

Die Landesregulierungsbehérde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen Sitz hat,
wurde gemal § 55 Abs. 1 EnWG lber die Einleitung des Verfahrens informiert. Das
Bundeskartellamt und die Landesregulierungsbehérde wurden gemaR § 58 Abs.1
S. 2 EnWG beteiligt. |

Im Ubrigen wird auf die Verfahrensakte verwiesen.
Ik

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an uni-

onsrechtliche Vorgaben und zur Anderung weiterer energierechtlicher Vorschriften
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vom 22.12.2023 (BGBI. 2023 | Nr. 405) besteht eine unionsrechtskonforme Kompe-
tenzverteilung zwischen Gesetz- bzw. Verordnungsgeber und der Regulierungsbe-
horde. Der Beschluss beruht daher auf einer rechtmaRigen Anwendung des natio-
nalen Rechts auch vor dem Hintergrund der Entscheidung des Europaischen Ge-
richtshofs (EuGH) vom 02.09.2021, C-718/18.

1. Entscheidung des Europaischen Gerichtshofs

Der Europaische Gerichtshof hat in seiner Entscheidung festgestellt, dass die nor-
mative Regulierung in Deutschland insgesamt mit der in_ Art. 37 Richtlinie
2009/72/EG (heute Art. 59 Richtlinie (EU) 2019/944) sowie in Art. 41 Richtlinie
2009/73/EG geregelten ausschlieBlichen Zustandigkeit der nationalen Regulie-
rungsbehérde unvereinbar ist und die Richtlinien insoweit durch die Bundesrepublik
Deutschland nicht bzw. fehlerhaft umgesetzt wurden. Insoweit hat der Européaische
Gerichtshof der vierten Riige stattgegeben, mit der die Kommission Deutschland
vorg.eworfen hatte, es habe die in den Richtlinien vorgesehenen ausschlieBlichen
Zustandigkeiten der nationalen Regulierungsbehorde verletzt, indem es im deut-
schen Recht die Bestimmung der Methoden zur Berechnung oder Festlegung der
Bedingungen fur den Anschluss an und den Zugang zu den nationalen Netzen, eih-
schlieflich der anwendbaren Tarife, der Bundesregierung und nicht der nationalen

Regulierungsbehorde zugewiesen habe.
1.1 Gesetzesreform und Ubergangsregelung

Mit Inkrafttreten der EnWG-Novelle am 29.12.2023 hat der Gesetzgeber das Urteil
des EuUGH vom 2. September 2021 nunmehr-auch hinsichtlich dieses vierten Kla-
gegrundes umgesetzt und insbesondere die Zustandigkeiten bei der Ausgestaltung
der Netzzugangs- und Netzentgeltregulierung an die unionsrechtlichen Vorgaben
angepasst. Damit hat die Regulierungsbehorde mit Zuweisung der ausschlieBlichen
Kompetenz fur die Bestimmung der Methoden zur Berechnung oder Festlegung der
Bedingungen fiir den Anschluss an und den Zugang zu den nationalen Netzen die

nach den unionsrechtlichen Bestimmungen erforderliche Unabh&ngigkeit erlangt.
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Die Verordnungsermachtigung des § 24 EnWG a.F. wurde aufgehoben, ebenso wie
§ 21a EnWG a.F. Beide Regelungen wurden durch Festlegungskompetenzen der
Regulierungsbehérde ersetzt. Dabei wurden die bisher in den betroffenen Rechts-
verordnungen enthaltenen Festlegungskompetenzen in das EnWG Uberfihrt und

erganzi.

Die nach § 21a und § 24 EnWG a.F. erlassenen Rechtsverordnungen treten nach
Ablauf einer Ubergangszeit auRer Kraft, vgl. Art. 15 Abs. 2 bis 6 des Gesetzes zur
Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben. Der Zeit-
punkt des Aulerkrafttretens entspricht dem Ablauf der vierten Regulierungsperiode
im Gassektor (31.12.2027) und Stromsektor (31.12.2028).

In der Ubergangszeit wurde der Regulierungsbehérde u.a. gemaR § 21 Abs. 3S. 5
und § 21a Abs. 3 S. 4 EnWG n.F. einerseits eine Abweichungskompetenz (ibertra-
gen. Andererseits erméglicht die Ubergangszeit, ein tber fast 20 Jahre schrittweise
entstandenes normatives Regulierungsrecht, inklusive der dazugehérigen Anwen-
dungs- und Auslegungspraxis, jedenfalls flr die Zeit bis zum Aulerkrafttreten der
Verordnungsregelungen zum Ablauf der vierten Regulierungsperiode fortzufiihren.
Laut Gesetzgeber sollen hierdurch die fiir ausreichende Rechts-, Planungs- und In-
vestitionssicherheit wichtige materielle Stabilitdt des Regulierungsrahmens gewéahr-
leistet und bruchartige Entwicklungen in der Rechtsanwendung vermieden werden
(vgl. BT-Drs. 20/7310, S. 52).

1.2 | Interessenabwagung

Nach Art. 15 des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unions-
rechtliche Vorgaben bleiben die auf Basis der bisher in § 21a und § 24 EnWG a.F.
erlassenen Verordnungen fiir eine Ubergangszeit weiterhin in Kraft. An diesem Re-
gelwerk zur Entgeltregulierung halt die Bundesnetzagentur zur Aufrechterhaltung
eines transparenten, vorhersehbaren und verlasslichen Regulierungsrahmens
grundsatzlich fest. Sie sieht vorliegend insbesondere von einer Anwendung der Ab-
weichungskompetenz nach § 21 Abs. 3S. 5und § 21a Abs. 3 S. 4 EnWG ab. Einen
materiellen Widerspruch zu maligeblichen Vorgaben des Europaischen Rechts hat
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der EuGH in seiner Entscheidung vom 02.09.2021 nicht festgestellt und erkennt

auch die Beschlusskammer nicht.

Ein Kernstlick des national etablierten Regulierungssystems sind die flinfjahrigen
Regulierungsperioden im Anreizregulierungs- und Netzentgeltbereich. Fir die
Dauer einer bereits laufenden Regulierungsperiode ist es essentiell, dass der
Rechtsrahmen fur die gesamte Periode méglichst stabil bleibt. Rechtsanderungen
wahrend einer laufenden Regulierungsperiode sind mit Diskontinuitdt und Rechts-
unsicherheit verbunden, die gerade durch Ubergangsregelungen zur Weitergeltung
der materiell europarechtskonformen Vorgaben vermieden werden kénnen. Dar-
tiber hinaus erschwert eine unklare Rechtslage im Ubergangszeitraum die notwen-
digen Investitionen in die Energieversorgungsnetze und fihrt zu Unsicherheiten
nicht nur fur die regulierten Unternehmen, sondern auch flir die sonstigen Marktteil-

nehmer.

Des Weiteren verlangen die Richtlinien, dass zumindest die Methoden zur Berech-
nung oder Festlegung der Bedingungen u.a. fur den Netzanschluss und den Netz-
zugang ,mit ausreichendem Vorlauf vor deren Inkrafttreten® festgelegt oder geneh-
migt werden, vgl. Art. 41 Abs. 6 der Richtlinie 2009/73/EG und Art. 59 Abs. 7 der
Richtlinie (EU) 2019/944. Auch wlrden substantielle Abweichungen vom etablierten
Regulierungsrahmen zu starken Verzégerungen der laufenden, an die Erlésober-
grenze anknupfenden und weiterer nach den Rechtsverordnungen vorgesehenen
Verfahren fuhren. Die Festsetzung neuer Regelungen durch die Regulierungsbe-
horde in einem transparenten und mdéglichst umfassenden Konsultationsprozess
durfte einige Zeit in Ahspruch nehmen. Laufende Verfahren bspw. zur Festlegung
der Erlésobergrenze fur die vierte Regulierungsperiode konnten sich um Jahre ver-
zégern. Diese Gesichtspunkte wéren mit den Richtlinienvorgaben, den Zielsetzun-
gen des Energiebinnenmarkts und mit rechtsstaatlichen Grundsatzen schwerlich

vereinbar.
2. Zustindigkeit

Die Bundesnetzagentur ist gemall § 54 Abs.1 und 3 EnWG die zustindige

Regulierungsbehorde.
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Die Zustandigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG.

3. Ermittlung der Zu- bzw. Abschlége auf die Erlosobergrenzen
der Jahre 2024 bis 2026 nach § 5 Abs. 3 ARegV

3.1 Ermachtigungsgrundlage

Die Genehmigung der Zu- bzw. Abschlage auf die Erlosobergrenzen der Antragstel-
lerin fiir die Jahre 2024 bis 2026 erfolgt auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG, § 32
Abs. 1 Nr.1und 2i.V.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a, § 5 ARegV.

Die Regulierungsbehdérde genehmigt gemaf § 5 Abs. 3 ARegV Zu- bzw. Abschlage
auf die Erlésobergrenzen der Antragstellerin fir die Jahre 2024 bis 2026, die sich
aus dem Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2021 ergeben. Die ermittelten
Differenzen nach § 5 Abs. 1 ARegV und die Zu- und Abschlage sind gemal § 5
Abs. 2 ARegV zu verzinsen.

Fur die Berechnung der Zu- und Abschlage auf die entsprechenden Erlésobergren-
zen wird zunachst der Saldo zum 31.12.2021 ermittelt. Dieser wird sodann aufge-
zinst, um zu beriicksichtigen, dass die Auflosung des Regulierungskontosaldos erst
im Jahre 2024 beginnt.

Der Ausgleich des aufgezinsten Saldos zum 31.12.2021 erfolgt in drei gleichmafi-
gen Raten ab dem Jahr 2024. Zusatzlich erfolgt gemaRl § 5 Abs. 3 S. 3 ARegV eine
Verzinsung des im jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich gebundenen Saldos
nach § 5 Abs. 2 ARegV. Der Zinssatz fiir die Aufzinsung im Jahr 2022 und im ge-
samten Auflésungszeitraum entspricht dem 10-jahrigen Durchschnitt der von der
Bundesbank veroffentlichten Umlaufsrenditen "festverzinslicher Wertpapiere inlan-
discher Emittenten" der Kalenderjahre 2012 bis 2021 in Héhe von 0,47%.

3.2 Positionen im Regulierungskonto

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus § 5 Abs. 1
ARegV. Fir den Elektrizitatsbereich sind dies im Einzelnen:
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a)

b)

d)

die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulassigen Erlésen und den von
der Antragstellerin unter Berlicksichtigung der tatsdchlichen Mengenentwick-

lungen erzielbaren Erldsen,

die Differenz zwischen den tatsachlich entstandenen Kosten nach § 11
Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6, 8, 13 und 16 ARegV sowie § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 17
ARegV in der bis zum 30.09.2021 geltenden Fassung und den in der Erlos-

obergrenze diesbezlglich enthaltenen Ansatzen,

die Differenz zwischen den tatsdchlich entstandenen Kosten nach § 11
Abs. 5 ARegV i.V.m. der Festlegung volatiler Kosten nach § 11 Abs. 5
ARegV zur Berucksichtigung von Verlustenergiekosten in der dritten Regu-

‘lierungsperiode und den in der Erlosobergrenze diesbeziglich enthaltenen

Ansatzen bzw. der entsprechenden freiwilligen Selbstverpflichtung nach § 11
Abs. 4 S. 2 ARegV,

die Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag nach § 10a
ARegV und dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich bei der Bertcksichti-
gung der tatsachlich entstandenen Kapitalkosten gemal § 5 Abs. 1a ARegV
ergibt,

die Differenz zwischen den fur das Kalenderjahr bei effizienter Leistungser-
bringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die
Messung gehort, und den in der Erlésobergrenze diesbezlglich enthaltenen
Ansatzen, soweit diese Differenz durch Anderungen der Zahl der Anschluss-
nutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchge-
fUhrt wird, verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten flir den Mess-
stellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsys-
temen im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes handelt. In das Regulie-
rungskonto wird auch die Differenz einbezogen, die durch Malnahmen des
Netzbetreibers im Zusammenhang mit §§ 40a Abs. 2 S. 1, 40b Abs. 1 S.1
und 2 EnWG (bzw. § 40 Abs. 2 S. 3, Abs. 3 S. 1 und 2 EnWG in der bis zum
26.07.2021 geltenden Fassung) in Verbindung mit § 55 Abs. 1 Nr. 4 oder
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Abs. 2 MsbG verursacht wird, soweit der Netzbetreiber fir die Durchflhrung

zustandig war, sowie

f) Vorbereitungskosten fur den Redispatch 2.0 unter den Voraussetzungen der
Ubergangsregelung gemanR § 34 Abs. 15 ARegV.

3.3 Differenz zwischen zuldssigen Erlésen und erzielba-

ren Erlésen

Gemal § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zuléssiéen Erlése und der von
der Antragstellerin unter Berlicksichtigung der tatsachlichen Mengenentwicklung er-
zielbaren Erlose im Regulierungskonto zu erfassen. Die angepasste Erldsober-
grenze wird in den Anlagen 3a und 3b, sowie der Anlage 3¢ der von der Antrag-

stellerin angepassten Erlésobergrenze gegenlibergestellt.

Die in den Einzelbestandteilen der Erlosobergrenze gegenliber dem Ansatz der An-
tragstellerin ermittelten Differenzen ergeben sich ebenfalls aus den Anlagen 3a
und 3b, sowie Anlage 3c. Soweit die Antragstellerin im Erhebungsbogen zum Re-
gulierungskonto andere, vom Erhebungsbogen zur Anpassung der Erlésobergrenze
abweichende zuldssige Erl6se angesetzt hat, resultieren hieraus in den Anlagen 2
und 3a unterschiedliche Differenzen zwischen den Angaben der Antragstellerin und

den durch die Beschlusskammer ermittelten Werten.
3.3.1 Zulassige Erlose

Die zulassigen Erlése bestimmen sich gemal § 4 ARegV. Dabei sind die geman
§ 4 Abs. 1 und 2 ARegV bestimmten Erlésobergrenzen nach MalRgabe von § 4

Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjahrlich von der Antragstellerin anzupassen.

Dies umfasst insbesondere die zuldssige Anpassung der jeweiligen kalenderjahrli-
chen Erlésobergrenze in Folge von Anderungen des Verbraucherpreisgesamtinde-
xes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 35. 1 Nr. 1 ARegV) sowie Anderungen von dauerhaft
nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 6, 8, 8b bis 11,
12a bis 13 ARegV § 11 Abs. 2 S. 2 und 4 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV)
sowie § 11 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 34 Abs. 8 ARegV.
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Folgende Positionen sind von den Angaben des Netzbetreibers aufgrund Run-

dungsausgleich beim Effizienzwert abweichend:

Netzbetreiber

voribergehend nicht beeinflussbare Kestenanteile

beeinflussbare Kostenanteile

Anpassung VPl / VPl

Anpassung PF,

Die Beschlusskammer ermittelt die Werte auf der Basis der nichtgerundeten Einzel-
werte. Gerechnet wird mit einem Effizienzwert von 95,4352319240570%.

Kosten oder Erlése aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen (§ 11 Abs. 2 S.1 Nr. 4 ARegV), aus der Nachriistung gemaR der
Systemstabilitdtsverordnung (§ 11 Abs. 2 S.1 Nr. 5 ARegV), aus genehmigten
InvestitionsmalBnahmen nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 ARegV), aus
vermiedenen Netzentgelten (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV), aus der Aufldsung von
Netzanschlusskostenbeitragen und Baukostenzuschussen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 13
ARegV) sowie aus Mallnahmen nach § 13 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 14
Abs.1S.1EnWG (§ 11 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 ARegV iVm. § 34 Abs. 8 ARegV) kdnnen
auf Basis von Planwerten angepasst werden und flieRen im Rahmen eines Plan-Ist-

Abgleichs in das Regulierungskonto ein.

Weiterhin kénnen Anpassungen aufgrund einer Mehrerlésabschdpfung nach § 34
Abs. 1 ARegV i.V.m. § 11 StromNEV in analoger Anwendung erfolgen.

Zudem kénnen jeweils auf Antrag der Antragstellerin gemal § 4 Abs. 4 S. 1-Nr. 1
und 2 ARegV Anpassungen der Erlésobergrenze in Folge von beschiedenen
Antragen nach MalRgabe des § 10a ARegV (Kapitalkostenaufschlag) und einer nicht
zumutbaren Harte (Hartefall) gewéahrt werden. Die Anpassung aufgrund eines vor-
herigen Saldos eines Regulierungskontos erfolgt nach § 4 Abs. 4S.1 Nr. 1a, S. 3
ARegV.
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Eine Anderung der Erlésobergrenzen erfolgte bei der Antragstellerin auch aufgrund
von Teilnetzlibergdngen nach § 26 Abs. 2 bis 5 ARegV. Die zu berlicksichtigenden
Teilnetziibergange sind in Anlage 3c ausgewiesen.

Die Antragstellering hat zum 01.07.2020 die einzelnen Netzgebiete von der
Schleswig-Holstein Netz AG mit Rickwirkung zum 01.01.2020 GUbernommen. Die
Ubergehende Erldésobergrenze wurde mit dem Bescheid vom 04.06.2021 unter dem
Aktenzeichen BK8-20/03299-71 beschieden.

Zum 01.01.2021 wurde zudem der Netzbetrieb der NordNetz GmbH in Ratekau voll-

standig Ubernommen.

Fir die Nordnetz GmbH wurden keine kalenderjdhrlichen Erlosobergrenzen fur die
dritte Regulierungsperiode festgelegt, da der Netzbetrieb erst in Folge der Netz-
ubernahme von der Schleswig-Holstein Netz AG zum 01.01.2018 als Pacht aufge-
nommen wurde. Die Ubergehende Erlésobergrenze von der Schleswig-Holstein
Netz AG auf NordNetz GmbH wurde mit dem Bescheid vom 04.09.2020 unter dem
Aktenzeichen BK8-19/03299-72 beschieden.

Die TraveNetz GmbH hat am 01.07.2020 mit Rckwirkung zum 01.01.2020 das An-
lagevermodgen des Netzgebietes Ratekau von der Schleswig-Holstein Netz AG
ubernommen. Da die NordNetz GmbH das Netzgebiet von der Schleswig-Holstein
Netz AG fiir 2020 gepachtet hatte, hat TraveNetz GmbH den Pachtvertrag mit der
Nordnetz GmbH bis zum 31.12.2020 ubernommen. Ab dem 01.01.2021 ist die Tra-
veNetz GmbH der Netzbetreiber fiir das Netzgebiet Ratekau.

Die Beschlusskammer hat gemall den mit Beschluss BK8-19/03299-72 vom
04.09.2020 beschiedenen Werten flir die Positionen: ,dauerhaft nicht beeinfluss-
bare Kostenanteile", "voriibergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile“, ,nicht ab-
gebaute beeinflussbare Kostenanteile®, "Effizienz-Bonus nach 12a ARegV* und

,Sonstiges” in der Anlage 3c angesetzt.

Fur die Position ,Saldo Regulierungskonto” in der Anlage 3c in Hohe von
I sind die durch die Beschlusskammer festgelegten Zu- bzw. Abschlédge
(Az. jeweils BK8-19/10846-01 und BK8-20/10846-01) maligeblich.
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3.3.11 . Anderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes
nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3S. 1 Nr. 1 ARegV)

Hinsichtlich der Anpassung der Erldsobergrenze ist die Anderung des Verbrau-
cherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu bericksichtigen. Hierfur ist fiir das
Jahr 2021 gemal} § 8 S. 2 ARegV der Verbraucherpreisgesamtindex des Jahres
2019 in Hohe von 105,30 zu verwenden. ‘

3.31.2 Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kostenanteilen nach § 1_1 Abs.2 S.1Nr.1, 3,7, 8b
bis 12a und 14 sowie S. 2 und 4 ARegV (§ 4 Abs. 3
S. 1 Nr. 2 1. HS ARegV)

Kosten oder Erlose aus gesetZIichen Abnahme- und Vergltungspflichten (Nr. 1),
Betriebssteuern (Nr. 3), Mehrkosten fur die Errichtung, Zahlungen an Stadte oder
Gemeinden nach Maltgabe von § 5 Abs. 4 StromNEV (Nr. 8b), betrieblichen und
tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen,
soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen worden sind
| (Nr. 9), derim gesetzlichen Rahmen ausgeulbten Betriebs- und Personalratstatigkeit
(Nr. 10), der Berufsausbildung und Weiterbildung im U'nternehmen und von
Betriebskindertagesstatten fur Kinder der im Netzbereich beschaftigten
Betriebsangehorigen (Nr. 11), Forschung und Entwicklung nach Malgabe des §
25a ARegV (Nr. 12a) sowie Kosten und Erldése nach § 11 Abs. 2 S. 2 und 4 ARegV
wurden vom Netzbetreiber gemall § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 1. HS ARegV jeweils auf

die im vorletzten Kalenderjahr entstandenen Kosten angepasst.

Im Schreiben vom 13.09.2024 hat der Netzbetreiber Kosten aus betrieblichen und
tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen, so-
weit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen worden sind,

dargestellt.

Der Netzbetreiber hat bei der Anpassung der Kosten flr betriebliche und tarifver-
tragliche Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen, Kosten fur

den Urlaubsanspruch, der Uber das gesetzliche Mal? hinausgeht, bertcksichtigt.
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Derartige Kosten konnen innerhalb der dritten Regulierungsperiode angepasst wer-
den, da diese im relevanten Basisjahr 2016 als dauerhaft nicht beeinflussbar klas-
sifiziert worden sind. Das gilt unabhangig davon, ob sich die Regulierungspraxis

wegen neuer Erkenntnisse diesbezliglich ab der Folgeperiode dndert.

Mit der Festlegung der Erlosobergrenzen flur die vierte Regulierungsperiode andert
die Beschlusskammer ihre Verwaltungspraxis und behandelt die Kosten fur den Ur-
laubsanspruch, der Uber das gesetzliche Mal hinausgeht nicht mehr als Kosten fir
Lohnzusatz- bzw. Versorgungsleistungen. Diese werden als elementare Lohnbe-
standteile angesehen und sind daher nicht als dauerhaft nicht beeinflussbare Kos-
tenanteile gemal® § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV zu bewerten. Daher kommt die
Beschlusskammer zu der Auffassung, dass es sich bei derartigen Aufwendungen
nicht um Lohnzusatzleistungen handelt. Die Freistellung des Arbeitnehmers von
seiner Arbeitsverpflichtung steht in solchen Konstellationen einer zusatzlichen Leis-
tung nicht gleich. Der Arbeitgeber gibt fir diesen Zeitraum seinen Anspruch auf Ar-
beitsleistung auf, dhne die eigene Leistung an den Arbeitnehmer zu erhéhen. Der
- BGH hat diese Sichtweise jlingst bestéatigt (vgl. BGH, Beschl. v. 30.01.2024, EnVR
39/22).

3.3.1.3 Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S.1 Nr. 4 bis 6, 8,
13, 16 ARegV und §11 Abs.5 S.1 Nr.2 iVm. § 34
Abs. 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2, 2. HS ARegV)

Kosten aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (§ 11
Abs.2 S.1 Nr.4 ARegV), fur die Nachristung aufgrund der
Systemstabilitdtsverordnung (§ 11 Abs. 2 S.1 Nr. 5 ARegV), aus genehmigten
Investitionsmallnahmen nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 ARegV), aus
vermiedenen Netzentgelten (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV), aus der Auflosung von
Netzanschlusskostenbeitragen und Baukostenzuschiissen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 13
ARegV), sowie aus Malinahmen nach § 13Abs. 1S.1Nr. 2in Verbindﬁng mit§ 14
Abs.1S.1EnWG (§ 11 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 ARegV iVm. § 34 Abs. 8 ARegV) wurden
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vom Netzbetreiber auf Basis von Plankosten gemal § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV

angepasst.

In den Kosten aus MaRnahmen nach § 13 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 14
Abs. 1 S.1 EnWG (§ 11 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 ARegV iVm. § 34 Abs. 8 ARegV) sind
insbesondere auch Kosten aus Entschadigungen nach § 15 Abs. 1 EEG 2021, die
die Voruassetzungen des § 15 Abs. 2 EEG 2021 erfillen ( § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 17
ARegV der bis zum 30.09.2021 geltenden Fassung), enthalten. Mit in Krafttreten
der ARegV-Novelle zum 01.10.2021 sind diese Kosten sowie die Kosten aus den
weiteren Mallnahmen nach § 13 Abs. 1'S.1Nr. 2 EnWG gemal § 11 Abs. 5 Nr. 2
ARegV bei Verteilernetzbetreibern als volatile Kosten anzusehen, Wobei die Kosten
gemall § 34 Abs. 8 ARegV bis zum Ende der dritten Regulierungsperiode als
dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile gelten.

3.3.14 Anpassung nach MaBgabe des § 5 ARegV (Saldo des
Regulierungskontos) gemaB §4 Abs.4 S.1 Nr.1a
ARegV

Die Erdsobergrenze wurde nach MalRgabe des § 5 ARegV gemall § 4 Abs. 4 S. 1
Nr. 1a ARegV angepasst. Hinsichtlich der Kalenderjahre 2013 bis 2016, 2017, 2018
sowie 2019 erfolgten durch die Beschlusskammer zunachst eine vorlaufige und
schliefllich eine endgultige Bestimmung der Salden und der Verteilung auf sechs
bzw. drei Kalenderjahre durch Zu- und Abschlage auf die Erldsobergrenze gem.
§ 34 Abs. 4 und § 5 Abs. 3 S. 2 ARegV (Az. jeweils BK8-17/0698-01, BK8-18/0698-
01, BK8-19/00698-01 und BK8-20/00698-01). Mal geblich fiir die Bestimmung der
zulassigen Erlose ist der endglltige durch die Beschlusskammer festgelegte Zu-
bzw. Abschlag. Etwaige Abweichungen der von der Beschlusskammer festgestell-
ten Auflésungsbetrage aus den Regulierungskontosalden 2013 bis 2016, 2017,
2018 und 2019 zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage 3a zu

entnehmen.

Seite 13 von 29



3.3.1.5 . Anpassung nach MaRgabe des § 19 ARegV (Q-Ele-
ment) gemaR § 4 Abs. 5 ARegV

Die Erlésobergrenze wurde nach Maflgabe des § 19 ARegV (Qualitatselement)
gemal § 4 Abs. 5 ARegV angepasst (Aktenzeichen BK8-20/00698-81). Daher ist
diese Anpassung bei der Berechnung der zulassigen Erldsobergrenze in der
Anlage 3a bericksichtigt worden. Abweichungen des von der Beschlusskammer
ermittelten Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage

3a zu entnehmen.
3.3.2 Erzielbare Erlose

Gemall § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Différenz zwischen den nach § 4 ARegV zu-
I&ssigen Er[ésén und den von der Antragstellerin unter Berlcksichtigung der tat-
sachlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlésen im Regulierungskonto zu erfas-
sen. Die erzielbaren Erlése ermitteln sich als Produkt der tatsachlich im jeweiligen
Jahr durchgeleiteten Absatzmengen und Leistungswerten mit den zuvor im Rahmen
der Verprobungsrechnung gemaf § 20 StromNEV ermittelten Entgelten. Bei der
Bestimmung der erzielbaren Erlose ist somit auf die tatsachlich physikalisch durch-
geleiteten Mengen und die in Anspruch genommenen Leistungen abzustellen, un-
abhangig davon, ob Forderungen uneinbringlich waren oder Rabatte gewahrt wur-

den.

Die Antragstellerin hat die zur Ermittlung des Regulierungskontosaldos erforderli-
chen tatsachlich erzielbaren Eridse des abgelaufenen Kalenderjahres im Rahmen

der Antragstellung der Beschlusskammer mitgeteilt.

Nach Prifung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich die

in Anlage 2 dargestellten erzielbaren Erlose.

Die Antragstellerin hat unter dem Aktenzeichen BK8-16/0698-13 einen o6ffentlich-
rechtlichen Vertrag mit der Bundesnetzagentur geschlossen. Durch diesen Vertrag
wurden die der jahrlichen Entgeltbildung zu Grunde zu legenden Betrage geandert.
Diese Betrage sind im Regulierungskonto beim Abgleich mit den erzielbaren

Erlbsen zu bericksichtigen. Dementsprechend sind die erzielbaren Erlbse der
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Antragstellerin um die sich aus dem offentlich-rechtlichen Vertrag ergebenden

Betrage zu korrigieren.

3.4 Differenz aus Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis
6, 8, 13 ARegV und § 11 Abs.5 S.1 Nr. 2 iVm. § 34
Abs. 8 ARegV

Nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjahrlichen
Erldsobergrenze jeweils zum 01. Januar eines Kalenderjahres bei einer Anderung
von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis
6, 8,13 ARegV und § 11 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 iVm. § 34 Abs. 8 ARegV auf Basis des

Kalenderjahres, auf das die Erldsobergrenze Anwendung finden soll.

Die diesbeziiglich in dem jeweiligen Erlésobergrenzenjahr enthaltenen Planansitze
-sind den in diesem Kalenderjahr tatsachlich entstandenen Kosten gegenliberzustel-
len. Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemalk § 5 Abs. 1S. 2

ARegV zu berlcksichtigen.

Die Antragstellerin hat die tatséchlich entstandenen Kosten und Erlése gemai § 11
Abs.2 S. 1 Nr. 4 bis 6, 8, 13 ARegV und § 11 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 iVm. § 34 Abs. 8
ARegV aus

a) der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen,

b) der Nachriistung nach SysStabV,

c) genehmigteﬁ Investitionsmalnahmen nach § 23 ARegV,

d) vermiedenen Netzentgelten,

- e) der Auflésung von NetzanschIusskostenbeitrégelj und Baukostenzusch[]ssen,

f) aus MalRnahmen nach § 13 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 14 Abs. 1 S. 1
EnWG,
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Ubermittelt."

In der Anlage 2 werden diese Werte den von der Beschlusskammer ermittelten

Werten gegenubergestellt.

Entsprechend den Angaben im Tabellenblatt E7 ist ein Auflosungsbetrag fir Netz-
anschlusskostenbeitrage und Baukostenzuschiisse in Hohe von -zu be-
rucksichtigen.

3.5 Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenauf-
schlag und dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich
bei der Beriicksichtigung der tatsachlich entstande-
nen Kosten ergibt

Die Beschlusskammer hat gem. § 10a ARegV gegenuber der Antragstellerin einen
Kapitalkostenaufschlag auf die Erlésobergrenze des Jahres 2021 fir Kapitalkosten
genehmigt, die aufgrund von nach dem Basisjahr 2016 getatigten Investitionen in
den Bestand betriebsnotwendiger Anlageguter entstehen (Aktenzeichen: BK8-20-
00698-1005#1).

Die Antragstellerin hat gemaR § 5 Abs. 1a ARegV die Differenz aus dem genehmig-
ten Kapitalkostenaufschlag fur das Jahr 2021 und dem Kapitalkostenaufschlag, wie
er sich bei der Beriicksichtigung der tatsachlich entstandenen Kapitalkosten (bezo-
gen auf Investitionen der Jahre 2017 bis 2021) ergibt, ermittelt und auf dem Regu-
lierungskonto verbucht. Hierzu hat sie der Beschlusskammer gem. § 5 Abs. 4 S. 2
ARegV Angaben zur Hohe der tatsachlich entstandenen Kapitalkosten der dem Ka-
pitalkostenaufschlag zugrunde gelegten betriebsnotwendigen Anlagegtiter Gbermit-
telt.

! Bei der Bestimmung der auszuzahlenden vermiedenen Netzentgelte ist ab dem Kalenderjahr 2018 nach
MaRgabe des § 18 StromNEV i.V.m. § 120 EnWG das Schattenpreisblatt des jeweiligen vorgelagerten Netz-
betreibers zu Grunde zu legen (vgl. Hinweise der Beschlusskammer 8 zur Anpassung der Erldsobergrenze).
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Die Beschlusskammer hat in der Genehmigung zum Kapitalkostenaufschlag bereits
darauf hingewiesen, dass im Verfahren zur Genehmigung des Regulierungskonto-
saldos eine materielle Prifung der Ist-Kosten erfolgen wird. Hierbei sind die materi-
ellen Vorgaben des § 10a ARegV zu beachten. Dies betrifft alle hier relevanten In-
vestitionen der betreffenden Kalenderjahre nach dem Basisjahr. Insoweit ist der Be-
schlusskammer, auch soweit bereits im Verfahren zur Genehmigung des Kapi-
. talkostenaufschiags von der Antragstellerin fur einzelne Jahre auf Ist-Kosten abge-
stellt wurde, eine materielle Prifung im Regulierungskonto nicht verwehrt. Weder
bestimmt § 10a ARegV, dass eine Prifung von Ist-Kosten, soweit sie bereits vorlie-
gen, zwingend hier abschlieRend stattzufinden héatte; noch sperrt die Regelung des
§ 5 Abs. 1a ARegV eine solche Prifung im Regulierungskonto. Wenn der Netzbe-
treiber im Regulierungskonto die Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenauf-
schlag nach § 10a ARegV und dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich bei der Be-
rucksichtigung der tatsachlich entstandenen Kapitalkosten ergibt, beantragt, bezieht

sich die diesbez[]giiche materielle Prifung auf alle relevanten Kalenderjahre.

Ein Kapitalkostenaufschlag kann nur fir betriebsnotwendige MaRnahmen beantragt
werden, die nach den vom Netzbetreiber praktizierten Aktivierungsgrundsatzen
auch im Basisjahr aktiviert worden sind bzw. wéaren. Die Aktivierungsgrundsatze
sind stetig anzuwenden. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass die Antrag-
stellerin ihre Aktivierungspraxis stetig angewendet hat. Sie behélt sich eine Rick-
nahme oder einen Widerruf fir den Fall vor, dass sich herausstellen sollte, dass die

Aktivierungspraxis verandert wurde. '

Der Kapitalkostenaufschlag kann nur fur Investitionen genehmigt werden, die nach
dem Basisjahr getatigt wurden. Investitionen, die bis zum oder im Basisjahr getatigt
wurden, sind Bestandteil der festgelegten Erldsobergrenze nach § 29 Abs. 1 EnWG
i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 ARegV. In Zusammenhang mit nach dem Basisjahr
stattfindenden Netzibergédngen bedeutet dies, dass die bis zum oder im Basisjahr
getatigten Investitionen bzw. die daraus resultierenden Kapitalkosten, die den Uber-
gehenden Netzteil betreffen, nach den Vorgaben des § 26 ARegV als Anteil der
Erlosobergrenze auf den aufnehmenden Netzbetreiber Ubertragen werden. Die Auf-

teilung eines Kapitalkostenaufschlags ergibt sich daraus nicht. Alle Investitionen
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bzw. die daraus resultierenden Kapitalkosten, die nach dem Basisjahr getatigt wur-
den, sind nicht Bestandteil der festgelegten Erldsobergrenze. Fir diese Investitio-
nen kann der aufnehmende Netzbetreiber einen Antrag auf Kapitalkostenaufschlag
stellen. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass die Antragstellerin in ihrem
Antrag keinerlei Anlagengiter geltend gemacht hat, die aufgrund eines Netziber-
gangs auf einen anderen Netzbetreiber Ubergegangen sind. Sie behalt sich eine
Rlcknahme oder einen Widerruf fur den Fall vor, dass sicr; herausstellen solite,

dass derartige Anlagengiter in den Kapitalkostenaufschlag eingeflossen sind.

Die Verzinsungsbasis ergibt sich nach § 10a Abs. 5 ARegV aus den kalkulatori-
schen Restbuchwerten der berlcksichtigungsfahigen Anlagen bewertet zu histori-
schen AK/HK nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 StromNEV. Anzusetzen ist dabei der Mit-

telwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand.

Gemal der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs wurden die Anschaffungs-
und Herstellungskosten im Zugangsjahr im Jahresanfangsbestand berlicksichtigt
(vgl. BGH, Beschluss v. 10.11.2015, EnVR 42/14). Ausgenommen hiervon sind
Grundstlicke und Anlagen im Bau, da diese — anders als die vom Bundesgerichtshof
adressierten Anlagen — nicht abgeschrieben werden. Diese Vorgehensweise steht
nach Auffassung des OLG Dusseldorf in Einklang mit den Vorgaben des § 10a
ARegV i.V.m. § 7 GasNEV; der Ansatz eines Jahresanfangsbestands von Null im
Rahm_en der Mittelwertbildung begegnete keinen richterlichen Bedenken (vgl. OLG
Disseldorf, Beschluss vom 07.03.2019, VI-3 Kart 166/17 [V], S. 45 ff.). Dies gilt

entsprechend fur die Regelungen der StromNEV.

Von den ermittelten Restbuchwerten in Abzug gebracht werden die Mittelwerte des
Jahresanfangs- und Jahresendbestands der Restwerte der Netzanschlusskosten-
beitrdge und der Baukostenzuschlisse gem. § 7 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 StromNEYV, die
die Antragstellerin im relevanten Zeitraum hinsichtlich der berticksichtigungsfahigen
Anlagengiter erhalten hat. Der Bundesgerichtshof hat diese Vorgehensweise be-
statigt (vgl. u.a. BGH, Beschluss vom 05.05.2020, EnVR 59/19).

Fir den kalkulatorischen Eigenkapitalzinssatz ist gemaf} § 10a Abs. 7 S. 2 ARegV
der nach § 7 Abs. 6 StromNEYV fir die dritte Regulierungsperiode geltende Zinssatz
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fir Neuanlagen anzusetzen (vgl. u.a. BGH, Beschluss vom 05.05.2020, EnVR
59/19). Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom
05.10.2016, unter dem Aktenzeichen BK4-16-160, flir die Dauer der dritten Regu-
lierungsperiode den Eigenkapitalzinssatz fur den Anteil.des Eigenkapitals, der die
zugelassene Eigenkapitalquote nicht Ubersteigt, fir Neuanlagen auf 6,91 % nach

Gewerbesteuer und vor Kérperschaftsteuer festgelegt.

Die Hohe des FK-Zinses bestimmt sich gem. § 10a Abs. 7 S. 3 ARegV nach § 7
Abs. 7 i.Vm. § 32 Abs. 11 StromNEV. Es ist auch insoweit der fiir die Berechnung
der Erldsobergrenzen der jeweiligen Regulierungsperiode geltende Zinssatz anzu-

wenden. Dieser betragt in der dritten Regulierungsperiode 2,72 %.
Der anzuwendende Mischzinssatz berechnet sich wie folgt:
6,91x0,4+2,72x0,6 =4,396.

Der sich aus den Vorgaben der ARegV ergebende und im Rahmen des Kapitalkos-
tenaufschlags anzuwendende gewichtete Mischzins betragt damit 4,396 %.

Im Ubrigen verweist die Beschlusskammer auf die Hinweise der Bundesnetzagentur
vom 21.04.2021 zum Verfahren zur Anpassung der Erlésobergrenze aufgrund eines
~ Antrages auf Genehmigung eines Kapitalkostenaufschlags nach § 4 Abs. 4 Nr. 1
i.V.m. § 10a ARegV flir die dritte Regulierungsperiode Gas (2018 bis 2022) bzw.
Strom (2019 bis 2023).

In der Anlage 5 werden die Werte der Antragstellerin den von der Beschlusskam-

mer ermittelten Werten gegenibergestellt.

. Die Antragswerte weichen von den durch die Beschlusskammer im Regulierungs-
konto 2021 festgestellten Werten ab. In der Genehmigung des Regulierungskonto-
saldos 2020 wurden die Werte bezogen auf Investitionen der Jahre 2017 bis 2020
insoweit abschliel3end bestimmt; nachtragliche Korrekturen sind unzuléssig.

Die Beschlusskammer hat daher die Werte fUr die Ivestitionen des Jahres 2017,
betreffend die Ubernommenen Teilnetze im Jahr 2020 von der Schleswig-Holstein
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Netz AG, der NetzID ,NB1" zugerdnet. Die Werte flir die Ivestitionen der Jahre 2018
und 2019, betreffend die Ubernommenen Teilnetze im Jahr 2020 von der Schleswig-
Holstein Netz AG hat der Netzbetreiber allerdings als Hinzurechnung unter der
Netz-ID ,NB1" abgebildet. '

Die Werte fir die Investitionen des Jahres 2020, betreffend die ibernommenen Teil-
netze im Jahr 2020 von der Schleswig-Holstein Netz AG, und im originares Netz hat
der Netzbetreiber jeweils der Netz-ID ,NB1“ zugeordnet. Dies flhrt zu meheren Ein-
tragen im Ehebungsbogen. Bei den stattgefundenen Netzveranderungen gemaf §
26 ARegV nach dem Basisjahr ist jeweils eine separate Netz-ID anzuwenden. Die
Beschlusskammer hat jedoch die Anschaffungskosten/Herstellungskosten des Jah-
res 2020 pro Anschaffungsjahr und pro Anlagegruppe unter der Netz-ID ,NB1* zu-
sammengefasst, da die flr die beiden Netzbereiche geltende Gewerbesteuer und
die Nutzungsdauer identisch sind. Als Grundlage fur die Berechnung des Kapi-
talkostenaufschlags im Regulierungskonto 2021 dienten die genehmigten Werte

aus dem Regulierungskonto 2020.

Der Netzbetreiber hat mit seinem Antrag Aufwendungen flr Anlagenabgange in An-
satz gebracht. Diese sind nicht berlicksichtigungsfahig. § 10a Abs. 2 S. 1 ARegV
listet abschlieRend auf, welche Investitionen im Rahmen des Aufschlags zu beriick-
sichtigen sind. Aufwendungen aus Anlagenabgangen sind gerade keine Kapitalkos-
ten aus Investitionen in betriebsnotwendige Anlagenguter, die ab dem 01.01. des
Jahres, das auf das Basisjahr der jeweils anzupassenden Erldsobergrenze folgt,
aktiviert werden oder deren Aktivierung bis zum 31.12. des Jahres, flr das der Auf-
schlag genehmigt wird, zu erwarten ist. Eine Berlcksichtigung im Rahmen des Ka-

pitalkostenaufschlags ist somit ausgeschlossen.

Die Beschlusskammer hat die Anschaffungskosten der Anlagegruppe ,Rundsteuer-
, Fernsteuer-, Fernmelde-, Fernmess-, Automatikanlagen, Strom- und Spannungs-
wandler, Netzschutzeinrichtungen® im Jahr 2021 gemal den Werten aus der Kos-

tenprufung zur Ermittlung des Ausgangsniveaus 2021 angesetzt.
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3.6 Differenz zwischen den fiir das Kalenderjahr entste-
henden Kosten des Messstellenbetriebs (zu dem
auch die Messung gehort) und den in der Erlésober-

grenze diesbeziiglich enthaltenen Ansétzen

Gemal § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV wird in das Regulierungskonto die Differenz zwischen
den fir das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten
des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung gehdrt, und den in der Erlos-
obergrenze diesbeziglich enthaltenen Ansatzen einbezogen. Die Einbeziehung er-
folgt soweit diese Differenz durch Anderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei
denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchgefiihrt wird, verur-
sacht wird und soweit es sich nicht um Kosten flir den Messstellenbetrieb von mo-
dernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen im Sinne des Messstel-

lenbetriebsgesetzes (MsbG) handelt.

Gemal § 5 Abs. 1 S. 4 ARegV wird in das Regulierungskonto auch die Differenz
einbezogen, die durch MaRnahmen des Netzbetreibers im Zusammenhang mit
§§ 40a Abs. 2S. 1, 40b Abs. 1 S.1 und 2 EnWG (bzw. § 40 Abs. 2 S. 3, Abs. 3 S. 1
und 2 EnWG in der bis zum 26.07.2021 geltenden Fassung) in Verbindung mit § 55
Abs. 1 Nr. 4 oder Abs. 2 MsbG verursacht wird, soweit der Netzbetreiber fir die

DurchfGhrung zustandig war.

Nach § 7 Abs. 2 MsbG sind die Kosten des Messstellenbetriebs von modernen Mes-
seinrichtungen und intelligenten Messsystemen nicht in der Erlésobergrenze und
den Netzentgelten des Netzbetreibers zu berticksichtigen, sondern dem grundzu-
stdndigen Messstellenbetreiber fir moderne Messeinrichtungen und intelligente
Messsysteme zuzuordnen. Die Kosten fur die Abrechnung der Netznutzung von
modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen verbleiben beim

Netzbetreiber und sind weiterhin Bestandteil der Netzentgelte.

Die Antragstellerin hat die Kostenveranderung fiir den Messstellenbetrieb, zu dem
auch die Messung gehdrt, Gbermittelt. Hiernach haben sich Differenzen ergeben.
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Die Antragswerte werden in der Anlage 4 den von der Beschlusskammer geneh-
migten Werten gegenilibergestellt.

Die Differenzen begriinden sich wie folgt:

3.6.1 Kostenveranderung durch den Einbau von modernen Mess-

einrichtungen und intelligenten Messsystemen

In das Regulierungskonto sind gemaR § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV Kostendifferenzen
einzubeziehen, die sich durch Anderungen der Zahl der Anschlussnutzer im Bereich
des konventionellen Messstellenbetriebs ergeben. Durch den Austausch von kon-
ventionellen Messeinrichtungen gegen moderne Messeinrichtungen und intelligente
Messsysteme reduziert sich die Anzahl der Anschlussnutzer, die dem Bereich des
konventionellen Messstellenbetriecbs und damit dem Netzbetreiber zuzuordnen
sind, wahrend die Anzahl der Anschlussnutzer, die vom grundzustdndigen Mess-
stellenbetreiber fir moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsysteme be-
treut werden, steigt. Auch alle Kommunikations- und Softwareanwendungen fir die
Aufgaben des grundzustandigen Messstellenbetreibers flir modeme Messeinrich-
tungen und intelligente Messsysteme sind diesem zuzuordnen. Folglich reduzieren
sich die Kosten des Netzbetreibers fiir den konventionellen Messstellenbetrieb im
Vergleich zu den in der Erlésobergrenze enthaltenen Ansatzen.

Die Antragstellerin hat eine Kostenreduktion in Hohe vorlijlllllllangegeben. Die
Beschlusskammer hat mit einer eigenen Berechnung die Kostenveranderung der
Antragstellerin nachvollzogen, die sich durch den Einbau von modernen Messein-
richtungen und intelligenten Messsystemen ergibt. Hierbei hat die Beschlusskam-
mer in einem ersten Schritt die Zahl der Anschlussnutzer, bei denen der Zahler
durch eine moderne Messeinrichtung im Sinne des § 2 Nr. 15 MsbG i.V.m. § 61
Abs. 1 Nr. 4 MsbG (Speichertiefe fiir moderne Messeinrichtungen) oder ein intelli-
gentes Messsystem im Sinne des § 2 Nr. 7 MsbG ersetzt wurde, ermittelt.

Der Bestand der intelligenten Messsysteme und modernen Messeinrichtungen im
Basisjahr 2016 betrug- so dass die Gesamtzahl der intelligenten Messsysteme

und modernen Messeinrichtungen, die bis zum 31.12.2021 eingebaut wurden, zu
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einer Verringerung der Erldsobergrenze flihren muss. AnschlieRend wird die Anzahl
der modernen Me.sseinrichtungen mit dem Preis fur Eintarifzahler (Haushaltszahler)
multipliziert. Dieser Wert flie3t als Kostenminderung in die Ermittlung des Regulie-
rungskontosaldos ein. Die Zahler, die aus der Erlésobergrenze herausfallen, wer-
den dabei pauschal mit dem ginstigsten Preis fur den Messstellenbetrieb und die
Messung bewertet. Diese Herangehensweise der Beschlusskammer geht zu Guns-
ten der Antragstellerin davon aus, dass der Austausch zunéachst bei den glnstigeren
Messeinrichtungen stattfindet. Die Herangehensweise wirdigt dabei den Aufwand,
den ein vollstédndiger Nachweis der tatsachlich entstandenen Kosten und eine de-
taillierte Darstellung der umgebauten Zahler bei der Antragstellerin verursachen

wiirde und insoweit nicht mehr verhaltnismalig ware.

Aufgrund des frlhen Stadiums des Rollouts und zahlreicher offener Fragen erkennt
die Beschlusskammer weiterhin ohne weiteren Nachweis bis zu 25 % der Kosten
flr an den grundzustandigen Messstellenbetreiber fur moderne Messeinrichtungen
und intelligente Messsysteme abgehende Kosten als Systemkosten der Antragstel-

lerin an, die nicht aus den Eriosobergrenzen herausgelost werden. Anhand dieser

Pauschale wird einerseits beriicksichtigt, dass ein groRer Teil der Kosten einer aus-

getauschten Messeinrichtung beim Netzbetrieb nicht mehr anféllt, andererseits ge-

wisse Kosten der der Antragstellerin zumindest vortibergehend verbleiben kdnnen.

Die Beschlusskammer behalt sich weiterhin vor, in Folgejahren insbesondere auf-
grund neuer Erkenntnisse und bei steigenden Anteilen der auf den grundzustandi-
gen Messstellenbetrieb flur moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsys-
teme Ubergehenden Stlickzahlen bei der klnftigen Bestimmung von Regulierungs-
kontosalden auch abweichende Priifansatze zu wéahlen. Angesichts der moglichen
gemeinsamen Wahrmehmung der Marktrollen des Verteilernetzbetreibers und
grundzustandigen Messstellenbetreibers fir moderne Messeinrichtungen und intel-
ligente Messsysteme sind Schlisselungen der Kosten auf beide Rollen méglich. Es
sind EDM- und Zahlermanagementsysteme am Markt verfugbar, die aufgrund der
nicht erforderlichen informatorischen Entflechtung zwischen den Marktrollen inner-
halb des Verteilernetzbetreibers auch nicht zu zusétzlichen Lizenzgebihren o.4.

fuhren.
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Nach Berechnung der Beschlusskammer ergibt sich damit eine Kostenminderung
durch den Einbau von modemen Messeinrichtungen und intelligenten Messsyste-

men in Hohe von IEEGzlG

Im Schreiben vom 13.09.2024 tréagt die Antragstellerin vor, dass fur die Berechnung
der Kostendifferenz bei modernen Messeinrichtungen nicht die Gesamtzahl der im
~ Jahr 20201 eingebauten modemen Messeinrichtungen anzusetzen ist, sondern auf
eine genauere Betrachtung des Jahres 2021 abzustellen ist. Eine monatsscharfe
Rollout-Betrachtung, d.h. eine Darstellung, in welchem Monat, wie viele konventio-
nelle Zahler durch eine moderne Messeinrichtung oder ein intelligentes Messsys-
tem ersetzt wurden, hat die Antragstellerin nicht vorgelegt. Entsprechend hat die
Antragstellerin bei Kostenaufwiichsen auch bei den konventionellen Messeinrich-
tungen nachzuweisen, dass eine monatsscharfe Kostenbetrachtung erfolgt ist. Dies

ist nicht erfolgt.

Die Beschlusskammer héalt daher an ihrer pauschalen Berechnungsmethode fest.

Der Netzbetreiber konnte sein Vorbringen nicht hinreichend nachweisen.
3.7 Sonstiges

Die von der Antragstellerin geltend gemachten Implementierungskosten zum Re-
dispatch 2.0 in Hohe von -werden anerkannt. Im Schreiben vom 13.09.2024
hat die Antragstellerin die Kosten in Héhe von |lllldargelegt. Es handelt sich
um Kosten, die der Vorbereitung der Umsetzung der rechtlichen Anderungen 1.S.d.
§ 34 Abs. 15 S. 1 ARegV dienen.

3.8 Ausgleich des Regulierungskontosaldos

Der ermittelte Saldo wird annuitétisch Gber drei Jahre durch Zu- und Abschlage auf
die Erlésobergrenze verteilt.

Der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2021 wird durch die Einzelbetrdge
hinsichtlich
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a) der Abweichung zwischen zuldssigen und erzielbaren Erlésen gemall § 5
Abs. 1S. 1 ARegV,

b) der Abweichung zwischen den tatsédchlichen Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1
Nr. 4 bis 6, 8, 13 ARegV und § 11 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 34
Abs. 8 ARegV und den in der kalenderjahrlichen Erlésobergrenze enthalte-
nen Ansatzen gemall § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV,

c) den veranderten Kosten aus Messstellenbetrieb oder Messung im Sinne des
§ 5 Abs. 1 S. 3 und 4 ARegV sowie

d) der Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag nach § 10a und
dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich bei der Beriicksichtigung der tat-
sachlich entstandenen Kapitalkosten gemaR § 5 Abs. 1a ARegV ergibt

bestimmt. Diese Differenzbetrage werden gemaft § 5 Abs. 2 ARegV verzinst.

Der Anlage 2 sind die unverzinsten Differenzen zu entnehmen. Die Verzinsung er-
folgt gemaR § 5 Abs. 2 ARegV auf Grundlage' des jahrlich durchschnittlich gebun-
denen Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jah-
resendbestand. Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem auf die letzten zehn
abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen
Bundesbank veroffentlichten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inlandi-
scher Emittenten (0,47 %).

Die sich danach fir die Jahre 2024 bis 2026 ergebenden Zu- bzw. Abschidge auf

die Erlésobergrenze sind Anlage 1 zu entnehmen.
4. Riickwirkende Festlegung

Die riickwirkende Festlegung der Aufldsung des Regulierungskontosaldos nach
dem 01.01.2024 ist zulassig.

Der sachliche Grund flir das Absehen von einer Festlegung bereits im Jahr 2023
liegt u.a. darin begriindet, dass die Prifung des Regulierungskontosaldos ein-
schlieBlich der Ist-Kosten des Kapitalkostenaufschlags fir das Jahr 2021 mit der
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Kostenprifung flir die vierte Regulierungsperiode zusammenfiel. Dem Abschluss
der Kostenpriifung im Jahr 2023 wurde im Rahmen der zur Verfugung stehenden
Personalressourcen grundsatzlich Prioritat eingeraumt; zunachst um eine reibungs-
lose Durchfiihrung des Effizienzvergleichs gemaf § 12 ARegV mit einer ausrei-
chenden Datengrundlage zu erméglichen und schlief3lich um den Netzbetreibern
moglichst friih Rechtsicherheit in Bezug auf die Erlésobergrenze der Jahre 2024 bis

2028 (vierte Regulierungsperiode) zu geben.

Die riickwirkende Festlegung in Bezug auf die Erlésobergrenze 2024 verstdRt ins-
besondere nicht gegen § 21a Abs. 5 S. 4 EnWG. Das Regulierungskonto wird gem.
§ 5Abs. 1S. 1 und 5 ARegV ohnehin primar durch den Netzbetreiber geflihrt. Durch
den stets weit vor Ablauf der Antragsfrist zur Mitte des Kalenderjahres veroffentlich-
ten Erhebungsbogen zum Regulierungskonto war die Antragstellerin rechtzeitig zur
Preisbildung in der Lage. Sie konnte die preisbhildenden Bestandteile aus der Auflo-
sung des Regulierungskontos flir sich bestimmen und diese somit ihrer Entgeltbil-

dung des Jahres 2024 zu Grunde legen.

Durch die Veroffentlichung der Hinweise zur Anpassung der Erlésobergrenze waren
der Antragstellerin dabei auch die wesentlichen Rechtspositionen der Beschluss-
kammer im Hinblick auf die Berlicksichtigung bzw. Nichtbericksichtigung bestimm-
ter Kosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile i.S.d. § 11 Abs. 2
ARegV bekannt.

Die Systematik der ARegV sieht einen festlegungsfreien Zeitraum nicht vor. Die
Festlegung der Auflosungsbetrage aus dem Regulierungskonto fur die Jahre 2024
bis 2026 hitte danach grundsatzlich im Jahr 2023 erfolgen sollen. Gleichwohl ist
eine riickwirkende Festlegung zuléssig. Nach Art. 37 Abs. 10 der Richtlinie
2009/73/EG sind die Regulierungsbehdrden befugt, vorldufig geltende Ubertra-
gungs- und Verteilungstarife festzulegen oder zu‘genehmigen und Uber geeignete
Ausgleichsmallnahmen zu entscheiden, falls sich die Festlegung der Tarife verzo-
gert. Wenn aber vorlaufige Regelungen im Zusammenhang mit der Festlegung der

Erlésobergrenze flir ein Kalenderjahr zulassig sind, muss auch eine ruckwirkende
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endgultige Festlegung von Erlésobergrenzen zulassig sein (vgl. OLG Dusseldorf,
Beschluss vom 14. September 2016, VI-3 Kart 175/14 [V], Rn. 118 ff., juris).

Angesichts der dargestellten Umstéande erachtet die Beschlusskammer die rickwir-

kende Festlegung als vom Ermessen gedeckt.

Vorliegend Uberwiegt das Interesse der Allgemeinheit an der (rickwirkenden) Fest-
legung zur Aufldsung der Regulierungskontosalden. Die gegen die rickwirkende
Festlegung sprechenden Prinzipien des Vertrauensschutzes hat die Beschlusskam-

mer demgegenuber im konkreten Fall als nachrangig bewertet.

Der Antragstellerin war zudem vorab bekannt, dass eine Festlegung der Beschluss-
kammer zur Genehmigung des Regulierungskontosaldos erfolgen wird und insoweit
eine nachtragliche Korrektur der selbstdndig angepassten Erlosobergrenzen des
Jahres 2024 erfolgen kann. Bereits mit den Hinweisen flr die Festlegung der Erlés-
obergrenzen flr das Jahr 2024 hat die Beschlusskammer darauf hingewiesen, dass,
sofern noch keine Bescheidung des gestellten Antrags erfolgt ist, der Antragswert
bzw. der Wert gemaR der vorlaufigen Anordnung fliir die Anpassung anzusetzen ist.

Zudem werden mogliche Abweichungen sachgerecht tiber die Methodik des Regu-
lierungskontos ausgeglichen. Dies betrifft die klinftigen Genehmigungsverfahren zu

den Regulierungskonten des Jahres 2024.

Die Entscheidung ist auch verhaltnismalig. Die Entscheidung dient dem Zweck,
entsprechend den Vorgaben des EnWG, der ARegV und der StromNEV fur die
Jahre 2024 bis 2026 Auflosungsbetrage aus dem Regulierungskontosaldo festzule-
gen. Die ruckwirkende Festlegung ist hierzu geeignet, insbesondere werden
dadurch folgerichtige Saldierungen in den Jahren 2024 bis 2026 ermdglicht. Die
rickwirkende Festlegung ist auch erforderlich, da ein gleich geeignetes, milderes
Mittel nicht zur Verfigung steht. Die Entscheidung ist schlieBlich auch angemessen.
Das Interesse der Antragstellerin, fiir den Zeitraum der Riickwirkung keinen weite-
ren Vorgaben geméaR dieses Beschlusses zu unterliegen, muss aus Sicht der Be-
schlusskammer hinter dem Interesse der Allgemeinheit an einer sicheren, preis-

gunstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit
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Elektrizitat zurlickstehen. Die zahlreichen nachtraglichen Korrekturen einzelner Un-
ternehmen im Verwaltungsverfahren zeigen zudem, dass es vielfach auch im Inte-

resse der Netzbetreiber selbst ist, nachtraglich noch eine Entscheidung zu treffen.
. Gebuhren

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG.

Il. Anlagenverweis
Die Anlagen 1 bis 5 sind Bestandteil dieses Beschlusses.
Anlage 1 Auflésungsplan und Auszug
Anlage 2  Vergleich der Werte von Antragstellerin und BNetzA
Anlage 3a Vergleich der Erlésobergrenzenbestandteile
Anlage 3b Vergleich VP! und dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten
Anlage 3¢ Netzveranderungen
Anlage 4  Messstellenbetrieb

Anlage 5 Kapitalkostenaufschlag
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Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Be-
schwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist bei dem Beschwerdegericht, dem
Oberlandesgericht Disseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Diisseldorf)

einzureichen.

Die Beschwerde ist zu begrinden. Die Frist fir die Beschwerdebegriindung betragt
einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag
von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die
Beschwerdeschrift und Beschwerdebegriindung miissen durch einen Rechtsanwalt

unterzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG).

Vorsitzender Beisitzerin Beisitzer

Bourwieg Dr. Heimann Wetzl -
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Anlage 1 - Aufldsungsplan und Auszug TraveMetz GmbH Az BKE-22/00698-01
Auszug des Regulierungskontos fiir 2021
- Herleitung d aldo un osun lan-
i 2021
Rechtsgrundlage Beschreibun
d g g [EUR]
nach § 4 AReqgV zuldssige Erldse 79,398.296
ielbare Erld 032,
§5Abs. 1 Saiz 1 ARegV  |Erlbsobergrenze (EOG) geméf § 4 ARsgV Sches 16 T T
Verzichisbetraqg in der Verprobung 1]
Differenz 3315510
e . S — tatséchlich entstendene Kosten
-rforderiiche Inanspruchnahme vergelagerter Netzebenen - 4
&5 Abs. 1 Satz 2 ARegV gemal § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV in EQOG enthaltena Ansitze
Differenz
S —— §18 StromNEV, tatsachlich entstandene Kesten
ermiedene enlgalte im Sinne von omMEV, = =
§5 Abs. 1 Satz 2 ARegV § 35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KIWK-G ln‘EOG enthaltene Ansélze
Differenz
i = e allens 3 tatsichlich entstandane Kosten
s ostenveranderung Messung / Messstellenbeiriel :
§5Abs. 1 Salz 3ARSQY |\ MaBnahmen gam. § 21b EnWG TEOG iiglieneAnsatee
Differenz
s i o s g tatsdchlich entstandene Koslen
§5 Abs. 1 Satz 2 ARegV/ §2§ mgjn aus genehmigten Investiionsmaftnahmen nach [Eemrrorermme s
Differenz
tatsachlich entstandene Kosten
§5Abs. 1 Satz 2 ARegV | Entschédigungen nach § 15 Abs. 1 und 2 EEG in EOG enthaltena Ansitza
Differenz
Kosten fur Maftnahmen i.8.d. 8§ 13 Abs. 1 8. 1 Nr. 2und 14  [tatsachlich entstandens Koslen
§5Abs. 1 Salz 2 ARegV  |Abe. 1 8. 1 EnWG {Radispatch 2.0) nach Maligabe des § 34  |in EQG enthaltens Ansétze
Abs. 8 S. 1 ARegV Differenz
Aufldsung von Netzanschiusskoslenbeitrigen und tatsachlich entstandene Kosten
§5Abs. 1Salz 2 ARegV | Baukostenzuschilssen nach § 8 Abs. 1 5. 1 Nr. 3 und 4 LV.m. |in EOG enthaltene Ansatze
. 2 StromNEY Differonz
tatsdchlich entstandens Kosten
§5 Abs, 18 ARegV Kapitalkostenaufschlag in EOG enthallene Ansgitze
Differenz
R tatsichlich entstandena Kosten
Sonstige in EOG enthaltene Ansétze
Differenz
Sonstiges
Summe aus Einzeldifferenzen
Verzinsung und Aufiésung des Regulierungskontos
; 2021 2022 2023 2024 2025 2026
Bezeichnui : :
ng [EUR] [EUR] [EUR]
Jahresanfangsbestand { = Vorjahressaldo)
Endbestand (= Saldo aus Einzeldifferenzen)
Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jehresendbestand
Anzuwendender Zinssatz gemal § 5 Abs. 2 ARegV 0.4 '.-'%! D47 % 0,47%
Verzinsung
Saldo Regulierungskento ( = Jahresendbestand + Verzinsung)
Annuitatische Beriicksichtigung in der Erlésobergrenze a0 .?B4| 401.7 84‘ 401.764

Auswirkung auf die Erldsobergrenze

Mindererlds (EQOG-erhéhand)
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Anlage 2 - Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA

TraveNetz GmbH

Az: BK8-22/00698-01

Vergleich der Netzbetreiberangaben und der von der Bundesnetzagentur ermittelten Werte gem. § 5 Abs. 1 AReqgV des Jahres 2021

Angaben des Bundesnetz- Abwelctsinaen
Rechtsgrundlage Beschreibung Netzbetreibers agentur [EUR] -
[EUR] [EUR]
nach § 4 ARegV zul@ssige Erlbse 79.398.296
" . erzielbare Erlose 76.082.786
5 Abs. 1 Satz 1 ARegV |Eridsobergrenze (EOG) geman § 4 ARegV
§ 5 9 Choiid )¢ § 9 Verzichisbetrag in der Verprobung 0
Differenz 3.315.510
; tatséchlich entstandene Kosten 23.006.133
Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter - =
§5Abs. 182z 2AREQV |\ zebenen gemal § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegy | In.EQG enthaltene Ansétze 22.678.375
Differenz
. o tatséchlich entstandene Kosten
Vermiedene Netzentgelte im Sinne von §18 StromNEV, |- =
§ 5 Abs. 1 Saiz 2 ARegV § 35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G m_EOG enthaltene Ansétze 3.214.073 3.214.073 0
Differenz
2 : tatsdchlich entstandene Kosten
Kostenverdnderung Messung / Messstellenbetrieb : =
§ tz 3 ARegV |,
§5Abs. 18a 99V linkl. MaRriahiien gem. § 21b ENWG |n_EOG enthaltene Ansétze
Differenz
Auflésung von Netzanschlusskostenbeitragen und tatséchlich entstandene Kosten
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV |Baukostenzuschiissen nach § @ Abs. 1S. 1 Nr. 3und 4 |in EOG enthaltene Ansétze
i.V.m. 8. 2 StromNEV Differenz
tatséchlich entstandene Kosten
§ 5 Abs. 1a ARegV Kapitalkostenaufschlag in EQG enthaltene Ansatze 6.735.521 6.708.894 -26.627

Differenz

Sonstige

tatsdchlich entstandene Kosten

in EOG enthaltene Ansétze

Differenz

Summe aus Einzeldifferenzen
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Anlage 3a - Vergleich der Erldsobergrenzen TraveNetz GmbH Az: BK8-22/00698-01

Vergleich Erlosobergrenzenbestandteile 2021

Abweichung

Netzbetreiber BENetzA absolut relativ

ErlGsobergrenze 2021 . 79.398.206 €

Formelbestandteile

dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile 31.827.457 €

vorlibergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile 24.860.157 €

beeinflussbare Kostenanteile 475.635 €

Anpassung VPl / VPI,

Anpassung PF,

Kapitalkostenaufschlag 6.710.823 €

Q-Element 83.397 €

Volatile Kosten 334.303 €

Regulierungskonto 1.314.931 €
davon Annuitat aus Saldo 2013-2016 834.363 €
davon Annuitét aus Saldo 2017 -136.282 €
davon Annuitit aus Saldo 2018 -79.945 €
daveon Annuitat aus Saldo 2019 696.796 €

Hartefall

Sonstiges

Netzverdnderungen gemaf § 26 Abs. Il - V ARegV

Mehrerlosabschopfung

tifentlich rechtlicher Verlrag

Sonstiges




Mnkaga 30 - Wargleksh VPl und dauarhafl nicht beanfliesnharn Kasen

Vergleich VP und dauerhaft nicht beeinflufbare Kosten 2021

TraveNetz GmbH

Metzbatreibar BNatza,
Abwaichung
Kalandarjahr VPRI Kalandorfahr VFI
warn Statistischen B ffertlich
Verbrausharpresge: dex des vorialzien Kalende jahres 2018 165,30 2019 10530
vier dem Jahr, fir das die Ed¥sobergrenze git (§ 8 ARagV)
Netzbatralbar BHetzA
; 5 Abwaichung
Dauarhaft nicht besinfius sbare Koste h § 11 Abs. 2 ARegV
L) nie influsskare Kosten nach § e Kagtan Erltsn Koatan Erldas [EUR]
[EUR] [EUR] [EUR] [EUR]
a-1 Geeaizlicha Abn 2pflichtan
2-2 Konessionssbasben
2-3 Betrizhsstauern
2id Planwert: 22 BTRITIE
Erforderlichs Inenspruchnehme worgals garier Notzabanen FRElE
2.5 Planwart:
Machriisiung von Wechsslichier nach § 10 Abs. { SysStaby
2-6 Canahmigts imvesttisnzmanenman rosh £ 23 ARegy LR
2-88  |Aufkizung des Abzuosbetrags nach § 25 Abs. 2a ARecl
s Meshrkastan for dia Ermishtung, dan Batrist und dis Anderurg
" von Ercdkabglin
Flanwort:
2-n Wamizda nigalte im Sinne van §18 EwemiEV, § 35 3214073 €
Abs 2 da wred £ 4 Ahs 3 des KWK
2.8b Zathungen an Stédie oder Gemenden rach Mallgabs von § 5
&hs 4 SdrmNEY
Eatriabliche und tarffverraglichs Versnbanmgen zu
2.8 Lohnzuzste- und Versorgungsiaisiungan (Absshhass var
3112 2016}
Z-10 Entnabs- und Persoralatstitighait
i Unterrshman und won
2-1 indenageaatatien filr Kinder der im Melzbersich
bagchéftigtan Betre beangehorinen
2-128  |Forschung und Entwickiung nach Malligabe des § 25 ARegV o0& oE
g :95 Auflasung won BKZ | Nalzanschiusskostenbeilidgen in
T |verbindung mit der StromNEY
2.17 Entschédigungen nach § 15 Abs. 1'und 2 EEG (und
Wachfolgaragakmgen)
oz 2 Wase avs MaRnahmen eines Betreibars von
5;_;1';_ Stramvarsargungatatzan, dis siner wirksamen
L o fahrensmguianng uiarkagen
saza KO stan odar Erfizs sufgn.ln'd sinar frabwillinen
Se [betvarpfliohiceg nach § 32 Abe 1 M 4 ARagy

Az: BKE-22)00693-01



Anlaga 3c - Natzverinderungsn

Az BEE-Z2mUees-1

TraveNetz GrisH
Stammentan dar NotziBargings T ammensstzing der EDG der Netwibargange nach § 28 AllegV dea Jahres 2021 Daton der Varkustenargle
— 2 2
e tananieile e Gtertraganda
3 r— L nent e Bz dem a e Rt
Laniferds eiruecin = gehend nicht | - abgenanits Effirionz: . | @onordlom = S anerkannto
Wr. dan donsng Nome dos nergehengen | LM des Eriec besmuta- | C iohise | besluss | Borusrach | VOTUEDR |G ey | GURBEIS lte osten| Fegulisnings-|  Henetat | Sononges | | mostentirde| SOOI | Brele der g ooy
1 Aletnronishon heksiber chargranzs b mgeaamtn et = Hoskan 7ii Velnfilan
Netzibor- [ [Abgang! Netriaie vl e i bame barm 12aaRegy  (FEPOCERE | prehiasiet | TE00 [EUR] kerte [EUR] [EUR] 8 = o [EUR]
Tegt | Zugsnl gens [EU 1ENPbN | | torarto | Hostenanisis | [EUS] B2 | attor nachi § 8 I [EUR] Griinds L
[EUR] EUR) (EUR ARV pasiy liagarde [ £ MWYH]
L [EUR| iz Menge
[®WH]
Summo: | 3038078 eseas3| 1p.eraen) 0,000 371.238 88730 371.238
1 = Ry L
1 [Netmugsy  [BHE-2003298-T1 &m‘;;"’“ From (dhverse | gyoegom | 12.008461 esgiza) 908757 20000 240958 21986215 18,89 340,258
2 Neizugang  |BHE-1A00286-T2 Flatehais (Wollrelzaisfnabme) .01 2021 1031 568 aBd. 159 30 580 BA.7A 2000000 46,63




Anlage 4 - Mossslel lenbetrieb TraveNatz GmbH Az BIE-22000e-01
Ermittlung der Kostenveranderung im Bereich Messung und Messstellenbetrieb des Jahres 2021
Angaben des Bundesnetz- 2
Ermittiung der Differenz gemal § 5 Abs. 1 ARegV Netzbetrelbers agentur ::;Uh:]"gm
[EUR] [EUR]
tatsiichliche Kosten des Mossstellenbetriabs {sinschliefilich Massung)
In dar Erlésshergranze anthaltaner Ansatz der Kostan das Messstellanhatriabs (sinschlialich Messunp)
Differenz
Anzah| der Messeinrichiungen Kapitalkoste
alkosten
Netzbetreiber Bundesnetzagentur der Anlagen-
e gruppe “Zahler, e
Ermittiung der Differenz gema8 § 5 Abs. 1 5.3 ARegV ! £\es agentur Ante Loy e e foh+ opex. | tellremanente
[EUR] Netzbetrelber | tungen, Uhren, Koslen
[EUR] 31.12.2020 - 31.12.2021 31.12.2016 31.12.2020 31.12.2021 TFR-Empfin-ger’ [EUR]
[Stiick] [Stiick] [Stiick] [Stiick] [Stiick] aus dem KKAuF
2021 [EUR]
Fir das Kalanderahr bei sffizienter L casrbringung entsiehende Kasten des & ionallen Messstellanbalriets
e nechliafllich Messing ) {§ 5 Abs. 15. 3 AReg), A
rianhergrenzs 2021 enfhaliensr Ansalz dst Kosten das Messslallenberiabs [minschi eblich Mess.rg)
daven GAPEX
Ditfaranz
daven durch Anderung der Zahl der i zer mil ko dlan M Slon verursachl, bei denen =
obrbalrebar P.!us;ung oder Massstallant mrsb durchiiihe! 9 9 2400t
davon durch Anderung dar Fahi dar Anschlussnutzer verursachi, bei denon der Z3hler durch cire medame
Moszaintichtung im Sinno des § 2 Nr, 15 MebG i.V.m. § 61 Abe.1 Nr. 4 MebG (Spaichertiofe {. mME) adar 25,00%
ain intelligentes Messaystam im Sinne des § 2 Nr. 7 Mabi srsstd worde
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Anlagn 5 - Keoilhotrmaibichiag

schlag 2021

Angaban daz | Bundssnetz- it
Ennititng dar Offsssnz ssmalt § & Aba, 13 ARag'/ Naizbakraibars Abweichungen

Imlnic hfich entstandens Hapitehostan

Trevehdate (i bH

Matzbazeishnung

ak,

_|ohmmes At
| Stmtbesrie Labeck Embk

Bbwaichung
[EUR]

Atigahan des
HNolibateitbars
[EUR]

Abwehung
[EUR]

Az BHSFAGMA0Y

WP | Endtearas LIDack

Sachaniogswarmaran

TR Ve talin v

i Bland 31.1
ot AR Sans 1 123

g AR Siond 41123521
Fintorinche AR Stand 0113 2021

[Seraitr-. Mo ol Dbampannun aseshubmi e
(T30, W nichiunger. Uinon, TFR-Emofngs
i ohew E ol Gord

13

Varmlifkungesinnchience

e EDV

s EOV Ve

it AP, B 318 507

Hislodsche AR Sland 31.12.2021

ot e AR Sy
Ity A Sinn:

Helorsohe AKHIK Stand 31

imnrinche ALR Gland 3
Hslatiezhs AR

[Fislorisc b AR

iilerinche AKH

N1 [ TraveNuiGretH

chianingse magen

[FTE]

- Sland 31122027

¥ Sland 31122021

Bi Siand 3112200
L Stond 1118

¥ Stand 31.1

Harmnzan

T Einzala.Ginlung
A mwischen Nat gaben und vo der BNalzA versendalen Warlsn manatine ALk ngen
- : Rafk.
PetzlD Metzbezeizhnung Taballs Anlagengruppe bow. Kategorin Anaahifings Kalk, Abachrak |, bk k¥, Ginwerbo- | Kapitalo ston-
. jahr Bezaichnung Einhail N:"g'n:!h.' _BWE“ Abwakhung burgen s d’!b:;.‘l!nuv Verznsung Souss alfechiag
(s = [EUR) : [EUR] [EUR) [ELR]

ik [EUR]
Wit MR U Fisinnachs AR/ Snd 3118
imm TRY
Kol Aboahms ol

Fele 1win 3



	BK8-22/00698-01
	Beschluss 
	Gründe 
	I. 
	II. 
	1. Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 
	1.1 Gesetzesreform und Übergangsregelung 
	1.2 Interessenabwägung 
	2. Zuständigkeit 

	3. Ermittlung der Zu-bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Jahre 2024 bis 2026 nach § 5 Abs. 3 ARegV 
	3.1 Ermächtigungsgrundlage 
	3.2 Positionen im Regulierungskonto 
	3.3 Differenz zwischen zulässigen Erlösen und erzielbaren Erlösen
	3.4 Differenz aus Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6, 8, 13 ARegV und§ 11 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 iVm. § 34 Abs. 8 ARegV 
	3.5 Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenauf-schlag und dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich bei der Berücksichtigung der tatsächlich entstande-nen Kosten ergibt 
	3.6 Differenz zwischen den für das Kalenderjahr entste-henden Kosten des Messstellenbetriebs (zu dem auch die Messung gehört) und den in der Erlösober-• grenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen 
	3.7 Sonstiges 
	3.8 Ausgleich des Regulierungskontosaldos 

	4. Rückwirkende Festlegung 

	I. Gebühren 
	II. Anlagenverweis 

	Rechtsmittelbelehrung 





